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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 1 KR 3/14 BH 
 
L 5 KR 40/13 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 13 KR 136/10 (SG Speyer) 
 
 
 
……………………….., 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
Bevollmächtigter: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Rheinland-Pfalz/Saarland - Die Gesundheitskasse, 
Virchowstraße 30, 67304 Eisenberg, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. September 2014 durch  

den Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   C o s e r i u    und   Dr.  E s t e l m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 6. März 2014 Prozesskosten-

hilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt B   ,                      , zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem zuletzt vor dem LSG noch 

verfolgten Begehren auf Löschung von Daten, die vor dem 1.1.2006 angefallen sind, in den 

Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat zur Begründung auf den Gerichtsbescheid 

des SG verwiesen, das die Klage wegen anderweitiger Rechtshängigkeit - L 5 KR 149/12 - als 

unzulässig abgewiesen hatte. Ergänzend hat es ausgeführt, dass ein Anspruch auf Löschung 

der Daten auch deshalb nicht bestehe, weil unter Berücksichtigung der Vielzahl anhängiger 

Verwaltungs- und Gerichtsverfahren nicht auszuschließen sei, dass die Daten von der Beklagten 

im Rahmen dieser Verfahren noch benötigt würden (Urteil vom 6.3.2014). 

 

Die Klägerin begehrt, ihr für eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung von Rechtsanwalt B    aus                   zu 

bewilligen. 

 

 

II 

 

Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung von PKH und Beiordnung eines Rechtsanwaltes ist ab-

zulehnen. Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm §§ 114, 121 ZPO kann einem bedürftigen Beteiligten 

für das Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt und ein Rechtsanwalt bei-

geordnet werden, wenn - ua - die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet. Daran fehlt es. 

 

Die Klägerin kann aller Voraussicht nach mit ihrem Begehren auf Zulassung der Revision nicht 

durchdringen, weil es keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Nach Durchsicht der Akten 

fehlen - auch unter Würdigung des Vorbringens der Klägerin - Anhaltspunkte dafür, dass sie 

einen der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe darlegen 

könnte. 

 

Die Sache bietet keine Hinweise für eine über den Einzelfall der Klägerin hinausgehende grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Auch bei Fehlen einer höchst-

richterlichen Entscheidung ist eine Rechtsfrage nicht klärungsbedürftig, wenn ihre Beantwortung 

praktisch außer Zweifel steht oder so gut wie unbestritten ist (vgl zB BSGE 40, 40, 41 f = SozR 

1500 § 160a Nr 4 S 5; BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 S 14; BSG SozR 1500 § 160a Nr 59 S 79; 

BSG Beschluss vom 6.10.1988 - 1 BR 2/87 - Juris RdNr 4; BSG Beschluss vom 

16.4.2012 - B 1 KR 25/11 B - Juris RdNr 7; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 32 RdNr 17 mwN). In 
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diesem Sinne steht praktisch außer Zweifel und ist so gut wie unbestritten, unter welchen 

Voraussetzungen Ansprüche auf Datenlöschung bestehen. 

 

Es ist auch nichts dafür ersichtlich, dass das LSG entscheidungstragend von Rechtsprechung 

des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abgewichen sein könnte (Zulassungsgrund gemäß 

§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder dass die Klägerin einen Verfahrensfehler des LSG dartun könnte, 

auf dem die Entscheidung des LSG beruhen kann (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG). Zwar hat das LSG zu Unrecht auf den Gerichtsbescheid des SG verwiesen, das die 

Klage auf Datenlöschung wegen anderweitiger Rechtshängigkeit für unzulässig hielt. Die Kläge-

rin verweist insoweit zu Recht darauf, dass das vor dem LSG durch übereinstimmende Erledi-

gungserklärung vom 6.3.2014 beendete Verfahren - L 5 KR 149/12 - nur die Löschung der aus 

der Zeit vor 2004 gespeicherten Daten betraf (Gerichtsbescheid des SG vom 

14.5.2012 - S 13 KR 383/08 - S 14) und sich damit nicht vollständig mit dem hier streitigen Be-

gehren deckte. Das LSG hat aber auch in der Sache entschieden und einen materiellen An-

spruch auf Löschung von Daten verneint. Ob die Entscheidung selbst auch in der Sache richtig 

ist, kann nicht erfolgreich zum Gegenstand einer Nichtzulassungsbeschwerde gemacht werden, 

weil insoweit weder Hinweise für eine grundsätzliche Bedeutung noch für eine Divergenz (dazu 

oben) bestehen.  
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